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Debatte ohne Scioli
Präsidentschaftskandidaten präsentierten sich in TV-Runde
Debatte der Kandidaten. Das Rednerpult für Scioli blieb leer. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Für Argentinien war es Premiere: Zum ersten Mal kamen die Spitzenkandidaten der Präsidentschaftswahlen zu einer großen, live im Fernsehen übertragenen Diskussionsveranstaltung zusammen. In der Juristischen Fakultät der Universität von Buenos Aires trafen am Sonntag fünf der sechs Bewerber um das höchste Amt im Staate aufeinander.
Lediglich Daniel Scioli, der Kandidat des Regierungslagers, hatte auch seine Teilnahme verzichtet. Er spreche mit den Bürgern tagtäglich auf der Straße, hatte Scioli seine Absage begründet. Die Veranstalter der Nichtregierungsorganisation „Argentinien-Debatte“ ließen das für Scioli vorgesehene Rednerpult demonstrativ unbesetzt auf der Bühne stehen.
Die TV-Sender „América TV“ sowie „Canal 26“ übertrugen die zweistündige Veranstaltung, die von den Journalisten Marcelo Bonelli, Rodolfo Barilli und Luis Novaresio moderiert wurde. Die Kandidaten hatten Gelegenheit zu den Punkten Wirtschaft, Bildung, Sicherheit und Festigung der Demokratie Stellung zu nehmen.
Macri, der zuerst sprach, griff die Nationalregierung an. Diese versuche, die tatsächliche Armut im Land zu verstecken. Zudem sei der Staat zu einem „Selbstbedienungsladen“ der Kirchner-treuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ geworden. Der bisherige Bürgermeister von Buenos Aires, der für das Bündnis „Cambiemos“ antritt, versprach, die Armut im Land konsequent bekämpfen zu wollen. Die Droge „Paco“ solle in den kommenden fünf Jahren ganz verschwinden. Zudem kündigte er den „größten Infrastrukturplan der argentinischen Geschichte“ an.
Macri sah sich einer Attacke von Margarita Stolbizer, der Kandidaten der Progressiven, ausgesetzt. Diese erinnerte den Bürgermeister an den Rücktritt seines Parlamentskandidaten Fernando Niembro wegen des Vorwurfes betrügerischer Abrechnungen mit der Stadtbank. Macri wies die angesprochene Affäre als Schmutzkampagne des Kirchner-Lagers zurück.
Sergio Massa, der in den Umfragen derzeit hinter Scioli und Macri auf dem dritten Rang liegt, empfahl sich den Wählern als Steuersenker. Auch versprach er Kredite für diejenigen, die ihr erstes Haus bauen. Massa war unter den Kandidaten derjenige, der am deutlichsten auf das Fehlen Sciolis aufmerksam machte. Die 30 Sekunden, die jeder Diskutant von der ursprünglich für Scioli vorgesehenen Redezeit zugesprochen erhielt, nutzte Massa für demonstrative Stille im Saal. Der Chef der Erneuerungsfront (FR) musste sich seinerseits von Macri vorhalten lassen, dass er zehn Jahre lang unter den Kirchners Karriere gemacht habe. Massa war sogar Kabinettschef von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner.
Nicolás del Caño, der Vertreter der Linksfront, griff sowohl Macri, Massa sowie Adolfo Rodríguez Saá, den Bewerber des „Föderalen Engagements“, als „Kandidaten der Sozialkürzungen“ an. Massa warf er vor, im Kongress stets mit Abwesenheit zu glänzen anstatt konstruktive Parlamentsarbeit zu leisten. Seiner Mitbewerberin Stolbizer hielt Del Caño bündnispolitische Ambivalenz vor, da sie in mehreren Provinzen Bündnisse mit Macris konservativer Pro-Partei eingegangen sei.
Stolbizer wandte sich vor allem gegen die Korruption, deren Beseitigung Voraussetzung für mehr Sicherheit im Land sei. Rodríguez Saá versuchte sich aus dem „Kleinkrieg“ seiner Mitbewerber herauszuhalten. Stattdessen regte er einen Schulterschluss an, sollte es nach den Hauptwahlen am 25. Oktober zu einer Stichwahl gegen Scioli kommen.
Argentinien
„Grenzen überschreiten“
Cordobeser Professor will bilaterale Zusammenarbeit ankurbeln
Laura Benary (DAAD) und Alexander Freier (UCC, r.) mit dem deutschen Gesandten Daniel Krull. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - „Wir wollen Deutschland hier vor Ort besser bekannt machen und die bilaterale Zusammenarbeit fördern.“ Mit diesen Worten beschreibt Dr. Alexander Freier die Zielsetzung des Projekts „Cruzando fronteras – Grenzen überschreiten“, das der 36-jährige Politikwissenschaftler in Córdoba vor zwei Jahren maßgeblich ins Leben gerufen hat.
Freier, der seit drei Jahren an der Katholischen Universität Córdoba (UCC) eine Professur für Internationale Politik innehat, will mit seiner Initiative Interesse für Deutschland wecken. Der Kooperationsgedanke, der sich zunächst auf Forschung und Wissenschaft bezog, soll auch auf andere Bereiche wie Kultur und Wirtschaft ausgedehnt werden. Synergieeffekte sollen entstehen. „Wir wollen Leute zusammenbringen. So entsteht Interesse. Denn bislang wissen die Menschen in Córdoba recht wenig über Deutschland“, beschreibt Freier, der selber bis vor drei Jahren Deutschland lebte.
Für „Cruzando Fronteras“ konnte er das Goethe-Institut in Córdoba, den Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) sowie die Botschaft der Bundesrepublik in Buenos Aires als Partner gewinnen. Zur Gründungsveranstaltung des Projektes vor zwei Jahren war Botschafter Bernhard Graf von Waldersee nach Córdoba gekommen.
„Ein Ziel ist, argentinische Studenten und Wissenschaftler zu begeistern, nach Deutschland zu gehen“, so Freier. Erste Früchte habe man auf diesem Feld bereits ernten können.
„Cruzando Fronteras“ veranstaltet des Weiteren regelmäßig Vortragsabende zu verschiedenen Themen. Für die Zukunft sind außerdem Publikationen zu den deutsch-argentinischen Beziehungen sowie eine eigene Website geplant. Bislang informiert das Projekt auf Facebook über seine Aktivitäten.
Zu diesen gehörte auch eine Podiumsdiskussion zum 25. Jahrestag der Deutschen Einheit, die am 2. Oktober in den Räumen des Goethe-Instituts Córdoba stattfand.
Zu den Gästen des Abends, den Freier mit Reflexionen zur Rolle des wiedervereinigten Deutschlands in der Welt einleitete, zählte der neue deutsche Gesandte Daniel Krull. Der Diplomat stellte die deutsche Wiedervereinigung in den Kontext der europäischen Integration, die er als fast noch wichtiger als die Wiederherstellung der deutschen Einheit bezeichnete. Krull, der vor wenigen Tagen seinen Dienst in Buenos Aires antrat, blickte auf das Jahr 1989 zurück. Er hob die Rolle Ungarns hervor, das als erstes Land den Eisernen Vorhang öffnete. Es sei von daher eine Ironie der Geschichte, dass es nun ausgerechnet die Ungarn seien, die an ihrer Grenze zu Serbien einen neuen Sperrzaun errichteten, um der Flüchtlingskrise Herr zu werden.
Der Historiker und einstige DAAD-Repräsentant Hans Knoll erinnerte sich daran, wie er von Argentinien aus den Fall der Berliner Mauer erlebte. Wenige Monate später fuhr er selber nach Deutschland, wo bei einem Spaziergang an der nun mehr offenen innerdeutschen Grenzen einen 15-jährigen Ostdeutschen traf und diesen dazu motivierte, zum Schulaustauschjahr nach Argentinien zu kommen.
(V.l.n.r.) Marcus Christoph, Hans Henning Schiller, Daniel Krull und Alexander Freier. (Foto: Salomón)
Die heutige DAAD-Lektorin in Córdoba, Laura Benary, war beim Mauerfall zwar erst acht Jahre alt. Dennoch hat die Berlinerin aus dem Ostteil der Stadt recht genaue Erinnerungen an die Einschnitte und Veränderungen, die die historischen Ereignisse von 1989/90 mit sich brachten: Sie war keine Jungpionierin mehr, und die Produkte des täglichen Lebens änderten sich fast alle. Prägend waren auch die Erinnerungen an das Dröhnen der sowjetischen Panzer, als diese 1994 im Rahmen des Abzugs der Streitkräfte aus Deutschland durch die Straßen des Stadtteils Karlshorst rollten.
Bewegend waren die Schilderungen von Hans Henning Schiller, dem Vorsitzenden des Deutschen Clubs Córdoba. Sein Vater, ein ehemaliger Gutsbesitzer, war enteignet worden und galt den DDR-Oberen als „Konterrevolutionär“, da er als Verwalter einer Genossenschaft (LPG) nicht die gewünschten Ernteerträge einbrachte. Nach dem brutal niedergeschlagenen Aufstand vom 17. Juni 1953 flüchtete die Familie in den Westen. Viele Jahre später besuchte Schiller das Dorf seiner frühen Kindheit nahe Halberstadt, in dem sich kaum etwas verändert hatte. Lediglich das ehemalige Anwesen seiner Familie war dem Verfall preisgegeben.
Für das Argentinische Tageblatt nahm Redakteur Marcus Christoph an der Veranstaltung teil.
Für den musikalischen Rahmen des Abend sorgte der Chor der Uni. Im Anschluss an die Podiumsdiskussion gab es ein gemütliches Beisammensein bei Würstchen, Kartoffelsalat und einem Schluck Rotwein.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Scioli zeigt Profil
„Ich werde kein Präsident des Übergangs sein“. Daniel Scioli machte gegenüber der spanischen Zeitung „El Mundo“ deutlich, dass er sich im Falle eines Wahlsieges bei den Präsidentschaftswahlen am 25. Oktober nicht als Platzhalter für Cristina Fernández de Kirchner sehen würde, damit diese nach einer Pause von einer Legislaturperiode 2019 erneut das höchste Amt im Staate übernehmen könne. Damit trat er bestimmten Kreisen innerhalb der Kirchner-Lagers entgegen, die erwarten, dass Scioli nach vier Jahren in der Casa Rosada freiwillig wieder Platz mache für Cristina. Entsprechend hatte sich etwa Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo, geäußert. Scioli könne eine „sehr konstruktive Übergangszeit gestalten, während man auf die Rückkehr von Cristina wartet“, so die Menschenrechtsaktivistin. Gegenüber „El Mundo“ unterstrich Scioli aber stattdessen, dass die Ämter, die er bislang in seiner politischen Karriere innehatte, stets in vollem Umfang ausgeübt habe. Diejenigen, die ihn nur als Platzhalter sehen, unterschätzten ihn und seine bisherige Laufbahn in der Politik, so Scioli, der in den vergangenen acht Jahren als Gouverneur der Provinz Buenos Aires fungierte.
„General Paz“ verbreitert
Die Avenida General Paz zählt zu den wichtigsten Straßen des Landes. Die Schnellstraße, die die Grenze zwischen der autonomen Hauptstadt und der Provinz Buenos Aires darstellt, wird täglich von rund 350.000 Verkehrsteilnehmern benutzt. Um den starken Verkehr flüssiger zu machen, ist die Nationalregierung derzeit bestrebt, die „General Paz“ von drei auf vier Fahrbahnen in jeder Fahrtrichtung zu verbreitern. Am Montag konnte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner per TV-Ansprache das zweite ausgebaute Teilstück einweihen. Es handelt sich dabei um die Strecke zwischen der Kreuzung mit der Straße „San Martín“ und der Zufahrt West (Acceso Oeste). Den ersten vierspurigen Abschnitt zwischen der „Panamericana“ und „San Martín“ hatte die Staatschefin bereits im Vorjahr eröffnet. Auf der jetzt frei gegebenen neuen Strecke wurden zudem sieben Brücken für Fußgänger errichtet. Zudem wurden die Verkehrsknotenpunkte besser ausgebaut. Insgesamt investierte der Nationalstaat 1,2 Milliarden Pesos in den Ausbau. Cristina sprach von der „bedeutendsten Straßenbaumaßnahme der letzten Jahre“.
Gegen die Todesstrafe
Argentinien und die Schweiz setzen sich gemeinsam für die Abschaffung der Todesstrafe ein. Die Außenminister beider Länder, Héctor Timerman und Didier Burkhalter, beteiligten sich an einem Aufruf, an dem weltweit noch 16 ihrer Amtskollegen teilnahmen. In dem Text, der anlässlich des morgigen Welttages gegen die Todesstrafe formuliert wurde, heißt es: „Wir sind (...) der Ansicht, dass staatliche Hinrichtungen im 21. Jahrhundert keinen Platz mehr haben. Moderne Justizsysteme müssen nach mehr als nur Vergeltung streben.“ Die wichtigsten Argumente gegen die Todesstrafe seien bekannt: Entgegen einer landläufigen Auffassung gebe es keine Beweise für eine abschreckende Wirkung der Todesstrafe. Dies gelte auch bei Drogendelikten, dem diesjährigen Welttag-Fokus. Zudem könnten Justizirrtümer nie ganz ausgeschlossen werden, und ein Todesurteil könne die Hinrichtung von Unschuldigen zur Folge haben, argumentieren die Außenminister. (AT/mc)
Meinung
„Steckt sie nicht in Plattenbauten“
Von Tim Braune
Wenn Roland Döhrn Politiker wäre, könnte er seine Karriere jetzt knicken. „Die 900.000 ist geraten“, sagt der Professor aus Essen mit treuherzigem Blick auf die Frage, wie denn die Wirtschaftsberater der Bundesregierung zu ihrer Flüchtlingsprognose gekommen sind.
Man weiß ja schon länger, dass die Ökonomenzunft mit ihren Rechenmodellen oft dem Blick in die Kristallkugel gleicht. Niemand kann wissen, ob morgen irgendwo ein Krieg ausbricht oder ein Hurrikan wütet und die schöne Schätzung über den Haufen wirft.
Aber Flüchtlingszahlen, die das ganze Land bewegen, einfach Pi mal Daumen zu raten, ist das nicht ein starkes Stück? Der renommierte Forscher Döhrn bleibt cool. Ihm geht es darum klarzumachen, dass die Vertreter der führenden Wirtschaftsinstitute auf dem Podium der Bundespressekonferenz, wo Ende August die Kanzlerin vor der berühmten blauen Wand ihr „Wir schaffen das“ zum ersten Mal verkündete, nicht mal eben die offizielle Schätzung der Regierung über den Haufen werfen wollen.
Der Bund bleibt ja stur bei 800.000, obwohl andere - wie Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) längst von einer Million oder mehr Flüchtlingen ausgehen. „Uns sind da keine Geheiminformationen zugänglich gewesen“, wehrt Döhrn ab. Irgendeine Zahl müsse man eben als Basis in das 88-seitige Herbstgutachten aufnehmen. Für 2016 sind es übrigens 600.000, würde zusammen 1,5 Millionen machen.
Wenn schon die klugen Professoren sich ihre Zahlen zusammenreimen müssen, zeigt sich, dass das ganze Land auf Sicht fährt, wenn es um die Folgen der Völkerwanderung nach Deutschland geht. Dennoch haben die Institute für die Politiker durchaus einige sinnvolle Ratschläge parat.
So werden bislang die Flüchtlinge nach dem „Königssteiner Schlüssel“, der nach Steueraufkommen und Einwohnerzahl gewichtet ist, über die Länder verteilt. Bayern, Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen müssen sehr viel schultern. Viele Migranten kommen aber auch in strukturschwachen Gegenden unter. Warum? Weil dort viele Einheimische weggezogen sind, und Kommunen freie Wohnungen schnell zur Hand haben.
Stopp, sagen nun die Ökonomen. „Günstiger Wohnraum ist immer da verfügbar, wo es keine Arbeitsplätze gibt“, sagt DIW-Konjunkturchef Ferdinand Fichtner. „Man sollte sich bei der Verteilung in den Bundesländern lieber daran orientieren, wo die besten Arbeitsmarktchancen sind und nicht danach, wo Plattenbauten leerstehen.“
Abschaffen würden die Experten die sogenannte Vorrangprüfung für Zuwanderer, die lange bleiben. Bisher kann ein Unternehmer einen Asylbewerber erst einstellen, wenn er nachweist, dass es keinen deutschen oder EU-Bewerber für den Job gibt. Wenn es um die Qualifikationen der Flüchtlinge geht, kommt wieder die Kristallkugel ins Spiel.
Viele hätten wohl eher eine geringe Bildung, glaubt Timo Wollmershäuser vom Münchner ifo-Institut: „Der Wettbewerb im Niedriglohnbereich wird zunehmen.“ Dumpinglöhne für Flüchtlinge, wie einige in der CDU sich das vorstellen können, gehen selbst jenen Ökonomen zu weit, die jahrelang den Mindestlohn bekämpft haben. „Wir dürfen die eine nicht gegen die andere Gruppe ausspielen“, sagt Wollmershäuser.
Aber was passiert, wenn Hunderttausende aus dem Nahen Osten den für sie gewaltigen Sprung auf den deutschen Arbeitsmarkt, der einer der produktivsten der Welt ist, nicht packen? Zwar würden sie auf Staatskosten länger Sozialleistungen kassieren. Für die Allgemeinheit könnte sich aber auch das noch rechnen. Die Flüchtlinge würden relativ wenig sparen, sondern viel Geld sofort ausgeben, sagen die Ökonomen. Das treibe den Konsum und die Wirtschaft an - am Ende könnten die elf Milliarden, die Bund, Länder und Gemeinden bis Ende 2016 in der Krise aufbringen müssen, das Bruttoinlandsprodukt um 0,25 Prozentpunkte nach oben hieven. Die Flüchtlingskrise als kleines Konjunkturprogramm, auch keine schlechte Nachricht. (dpa)
Meinung
USA als Feindbild
Je näher das Ende ihrer Präsidentschaft am 10. Dezember rückt, desto intensiver wiederholt Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ihr sogenanntes Modell mit angeblicher sozialer Inklusion und zahllosen Subventionen, ohne freilich das gewaltige inflationstreibende Defizit im Haushalt mit einem Wort zu erwähnen oder auf die Sojabohne als echte Stütze der Ausfuhren hinzuweisen.
In ihrer Außenpolitik stehen die Vereinigten Staaten im Mittelpunkt ihrer Feinde. Vor einiger Zeit sagte sie, sollte mir etwas passieren, dann schaut nicht nach dem Westen, sondern nach dem Norden, womit sie ein Attentat anspielte, das von den Vereinigten Staaten ausginge. Alles erfunden. Auch die sogenannten Korporationen, darunter Niederlassungen internationaler Gesellschaften, die sie nie beim Namen nennt, gehören in ihrer Sicht zu den Verschwörern gegen Argentinien, denen sie unterstellt, dass sie einen Staatsstreich vorbereiten.
Als jüngster Ausdruck ihrer Abneigung gegen die USA, wetterte sie in ihrer Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen (UN), die selbstverständlich länger als die vorgeschriebene Zeit ausfiel, gegen die USA, deren Regierung sie vorwarf, dass der argentinische Spion Antonio Stiuso sich unter dem Schutz der US-Regierung dort aufhalte. Stiuso war Chefspion der Sicherheitsagentur SIDE gewesen, ehe er in den Ruhestand versetzt wurde. Seither gilt er als Feind der Regierung. Die neue Sicherheitsagentur, deren Leitung die Präsidentin ihrem bisherigen Sekretär im Regierungsgebäude Oscar Parilli übertrug, hat die gleichen Aufgaben wie die SIDE, allerdings ohne Stiuso. Warum Stiuso zum Feind abgestempelt wurde, weiss niemand.
Dieses rein interne Problem der Regierung war das zentrale Thema der Rede vor der Vollversammlung. Indem die Präsidentin die Interna in die außenpolitische Szene trägt, stellt sie Argentinien als Feind der Großmacht dar. Die US-Regierung schweigt hierzu und wartet offenbar auf die neugewählte Regierung ab 10. Dezember. Néstor und Cristina Kirchner pflegten in zwölf Regierungsjahren künstlich hervorgerufene Feindschaften, wie sich schon seinerzeit zeigte, als Néstor Kirchner US-Präsident Geoge W. Bush brüskierte, der sich in Mar del Plata aufhielt. Auch Außenminister Timerman hat in das fremdenfeindliche Horn gestoßen, als er ein Flugzeug der US-Polizei, das Material für die Ausbildung der lokalen Polizei brachte, nach der Landung in Buenos Aires untersuchen ließ.
Offenbar beruhen diese feindseligen Zeichen der Kirchners gegen die USA auf den linkslastigen politischen Vorurteilen gegen sogenannte Korporationen und die USA als Weltmacht und den Beziehungen zum verstorbenen venezolanischen Präsidenten Hugo Chávez, der die Präsidentin auf Besuch in Buenos Aires überzeugte, dass die Statue des Entdeckers von Amerika Christoph Kolumbus nicht mehr vor dem Regierungsgebäude sichtbar sein sollte. Chávez bezichtigte Kolumbus des Völkermordes. Ob Kolumbus oder Stiuso, immer ist für die Präsidentin die USA das Feindbild.
Meinung
Randglossen
In einer ihrer jüngsten Reden, die zwangsweise von mehreren Fernsehkanälen übertragen werden müssen und in der Folge deren normale Programme unterbrechen, erschien unerwartet die Präsidentin als Tänzerin. Sie beherrscht offensichtlich den Tanz und überraschte die Öffentlichkeit mit ihrer Kunst. Sie hatte schon vor Jahren auf der Straße im Verlauf eines Marsches zwischen dem Regierungssgebäude und dem Kongress getanzt. Cristina Kirchner ist die erste Präsidentin in der argentinischen Geschichte und nimmt sich Dinge heraus, die sich ein Mann in ihrer Position nicht leisten könnte. Ob ihre Tanzkunst im Wahlkampf zum gewünschten Sieg ihres Kandidaten Gouverneur Daniel Scioli beiträgt, muss sich freilich am 25. Oktober zeigen.
Fußball und Rubgy, zwei Sportarten britischer Herkunft, genießen den Zuspruch ihrer begeisterten Fans. In Argentinien besteht freilich ein entscheidender Unterschied zwischen Fußball- und Rugby-Fans und ihrem Benehmen auf den Tribünen und auf den Straßen in der Umgebung des Stadions. Beim Fußball wird auf den Tribünen geklascht, gehüpft und geschrien. Beim Rugby gibt es im Publikum keine Ausschreitungen. Auf dem Spielfeld benehmen sich die Fußballspieler launisch, protestieren gegen Entscheidungen und werden handgreiflich. Sie kritisieren und umzingeln die Schiedsrichter und es kommt gelegentlich sogar zu Schlägereien. Im Rugby werden die Spielregeln ohne Diskussionen und Schlägereien geachtet. Eigenartig.
Diese Randglosse ist Schnee von gestern, denn heute weiß man bereits, wer den Friedensnobelpreis bekommen hat. Sollte es Angela Merkel sein, die wegen ihres Engagements für Flüchtlinge in den letzten Tagen heiß gehandelt wurde, muss man etwas dazu sagen. Wenn nicht, dann auch. Merkel ist generell preiswürdig, im Gegensatz zu früheren Preisträgern ist sie keine bekehrte Kriegstreiberin. Sie könnte allerdings wie viele vor ihr, darunter Jassir Arafat, Schimon Peres und Barack Obama, in die Kategorie verschleuderte Vorschusslorbeeren fallen. Über einen Nobelpreis für Merkel sollte man in zwei, drei Jahren reden.
Manche halten es ja für richtig und wichtig, dass man die Doktorarbeiten von Politikern überprüft. Den meisten Wählern dürfte es allerdings ziemlich egal sein, sie halten Politiker grundsätzlich nicht für ehrliche Menschen. Derzeit ist Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) im Visier der Plagiatsjäger, und das geht entschieden zu weit. Nicht weil die Politikerin eine ehrliche Haut, sondern weil sie Ärztin ist. In Deutschland schließen rund 70 Prozent der Medizinstudenten mit dem Doktortitel ab, meist mit einer kleinen empirischen Untersuchung. Ein Doktortitel in Medizin entspricht nicht den Anforderungen anderer Disziplinen. Von der Leyens Arbeit soll dabei noch zu den besseren gehört haben. Andererseits kann man Medizinern den Titel auch nicht entziehen. Mediziner sind einfach Doktoren, egal ob sie promoviert haben.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im September: +31,1%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im September 2015 mit $ 129,44 Mrd. um 31,1% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 9 Monaten 2015 waren es somit $ 1,13 Bio., 3% über dem Plansoll. Die Zunahme lag über der Inflation und auch über der Zunahme des BIP zu Marktpreisen, obwohl bei Exportzöllen eine Abnahme stattfand.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 30,30 Mrd, +38,8%. Die starke Zunahme beruht hier auf dem Inflationseffekt, weil das steuerfreie Minimum und die progressive Skala nicht mit der Inflation berichtigt werden, wie es von 1976 bis 1991 der Fall war. Ebenfalls werden Steuerbilanzen nicht inflationsberichtigt, wie es von 1978 bis 1992 der Fall war. Somit findet eine kalte Erhöhung der Steuersätze statt. Ein typisches gehobenes Mittelstandseinkommen, das vor einem Jahrzehnt durchschnittlich 15% auf das gesamte besteuerbare Einkommen zahlte, gelangt jetzt oft auf 30%. Bei Unternehmen erreicht der Satz, bezogen auf den echten Gewinn, also ohne die Inflationswirkung, oft über 50%, was der höchste Satz der ganzen Welt ist, wobei in Argentinien für die Inhaber des Unternehmens noch die Vermögenssteuer hinzukommt, die es in den USA und der EU nicht gibt.
- Mehrwertsteuer: $ 38,92 Mrd, + 30,9%. Dabei nahm die direkt vom Steueramt kassierte Steuer um 38,2% zu. Das ist eine Folge des Programms „Ahora 12“, das die Nachfrage nach dauerhaften Konsumgütern angetrieben hat. Die vom Zollamt einbehaltene Steuer ergab nur 12,2% mehr, weil der Import künstlich beschränkt wurde.
- Interne Steuern: $ 2,54 Mrd, +33%.
- Exportzölle: $ 4,72 Mrd, -19,5%. Hier wirkten sich die gesunkenen Preise für argentinische Exportcommodities und der zurückgebliebene Wechselkurs aus.
- Importzölle: $ 3,16 Mrd, +13,3%
- Benzinsteuer: $ 2,49 Mrd, +30,9%.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 1,62 Mrd, +3,1%.
- Schecksteuer: $ 8,74 Mrd, +29,9%. Trotz dieser Steuer steigt der Zahlungsverkehr über Banken (Schecks, Zahlkarten, Kreditkarten und Überweisung durch Internet) real weiter.
- Sozialabgaben: $ 34,08 Mrd. +37,8%. Hier handelt es sich zum grössten Teil um Beiträge zum Pensionierungsystems, die auf den Lohn und das Gehalt berechnet werden. Die Zunahme liegt über den Lohnerhöhungen und deutet auf eine höhere legal eingetragene Beschäftigung hin. Hier spielt auch die Zunahme der Staatsangestellten eine Rolle.
Von den gesamten Einnahmen gingen $ 45,24 Mrd. an den Nationalstaat, $ 23,58 Mrd. an das System der sozialen Sicherheit, $ 25,78 Mrd. an die Provinzen, und $ 4,82 Mrd. wurden für sogenannten „nicht budgetäre“ Ausgaben eingesetzt, was sich auf bestimmte Sonderfonds bezieht.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,465 pro Dollar, gegen 9,43 eine Woche zuvor, und liegt somit um 10,51% über Ende Dezember 2014. Die ZB musste Devisen am Markt verkaufen, um den Kurs zu halten. Im Laufe des Monats Oktober sind es schon u$s 605 Mio. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 27,7 Mr. gegen u$s 33,24 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.12.15 bei $ 9,905, zum 31.3.16 bei 10,656, zum 30.6.16 bei $ 11,475 und zum 30.9.16 bei $ 12.283. Der Terminkurs zum September 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 30,50%. Der Schwarzkurs schloss zu $ 15,75, gegen $ 16 eine Woche zuvor, und der Kurs, der sich bei Überweisungen über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von Dollarbonds ergibt („contado con liqui“) schloss bei $ 13,94, gegen $ 13,96 in der Vorwoche.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 11,26% und im Laufe dieses Jahres eine von 27,28%.
***
Par-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche zum Mittwoch um 7,41% und ab Ende Dezember um 42,16%. Discount-Bonds in Pesos stiegen um jeweils 4,28% und 33,57%. Global 2015 Arg. stiegen um jeweils 1,46% und 15,88%. Bonar 2018 (in Dollar) gingen in einer Woche um 2,73% und in diesem Jahr um 0,93% zurück, und Bonar 2014 stiegen in einer Woche um 2,06%, lagen jedoch um 0,25% unter Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires /Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 232,38 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 224,65), und bei 24 Karat zu $ 331,97 (Vorwoche: $ 320,93.
***
Die Lieferungen von Baumaterialien (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Fliessen, Farben u.a.) lag im September um 15,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, ergibt der Index „Construya“, den die wichtigsten Lieferanten zusammenstellen. Somit liegen die ersten 9 Monate 2015 um 6,4% úber dem Vorjahr.
***
Der Senat hat die Ernennung von zwei neuen ZB-Direktoren, Juan Manuel Cuattrouomo und Flavia Matilde Marrodán bis 2020 bestätigt. 38 Senatoren stimmen für den Vorschlag und 20 dagegen. Eine Regierung, die in zwei Monaten zu Ende geht, sollte davon Abstand nehmen, hohe Beamte für eine Periode zu ernennen, die über die nächste Regierung hinausgeht.
***
Der Präsident der Kammer der Exporteure (CERA), Enrique Mantilla, gab bekannt, dass im September der Betrag der zurückerstatteten MwSt an Exporteure um 98,9% unter September 2014 und um 99,2% unter August 2015 lag, und der Betrag der Rückerstattungen (die bei Exporten von Industrieprodukten gezahlt werden) um 98,9% und 96,9% geringer war. Dies stelle einen schweren Schaden für den Export dar, der ohnehin schon unter dem zurückgebliebenen Wechselkurs und der Baisse bei Commodities auf dem Weltmarkt leide.
***
Im September wurden 65.138 Kfz in das offizielle Register eingetragen, 9,4% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Dennoch lagen die Eintragungen in 9 Monaten 2015 um 10,9% unter dem Vorjahr.
***
Im September erreichte die lokale Kfz-Produktion der 11 bestehenden Fabriken 52.977 Einheiten, 8.7% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband Adefa mit. In 9 Monaten waren es somit 417.551 Kfz (Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge), 9,5% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im September mit 61.464 Einheiten um 1,9% über dem Vorjahr. Dennoch hätten laut Adefa mehr Fahrzeuge geliefert werden können, wenn die Fabrikation nicht wegen Fehlen importierter Teile bei bestimmten Modellen gehemmt gewesen wäre. Die Exporte erreichten nur 21.853 Kfz, 27,3% weniger als im gleichen Vorjahresmonat.
***.
Das Berufungsgericht des 2. Kreises von New York hat ein Urteil von Richer Thomas Griesa bestätigt, das den Gläubigern, die den Prozess gegen den argentinischen Staat gewonnen haben, nicht erlaubt, den Betrag von u$s 539 Mio. zu beschlagnahmen, den die argentinische ZB für Zahlung an Bondsinhaber der Bank of New York Mellon übergeben hatte, und den diese auf ihr Konto bei der argentinischen Zentralbank deponiert hatte. Dieser Betrag war Mitte 2014 eingefroren worden, und verbleibt zunächst in diesem Zustand. Doch jetzt steht der Auszahlung an die Inhaber von argentinischen Bonds, die 2005 und 2010 aus der Umschuldung hervorgingen, nichts im Wege.
***
Der Preis pro Quadratmeter liegt in der Bundeshauptstadt bei durchschnittlich u$s 1.817, hat die spezialierste Zeitschrift „Reporte Inmobiliario“ ermittelt. Das ist zwar mehr als die u$s 1.693 des Vorjahres, aber weniger als die u$s 1.823 von 2013 und die u$s 1.850 von 2012. 2005 waren es nur u$s 774; doch seither sind die Dollarwerte ständig gestiegen.
***
Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen erreichte im August 2015 in der Bundeshauptstadt 2.902, 5,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Notare mit. In Werten waren es $ 3,35 Mrd., 60,1% mehr als im Vorjahr. In Dollar zum offiziellen Wechselkurs waren es u$s 363 Mio., 44%. über dem Vorjahr.
***
CFK gab in ihrer Fernsehrede vom Montag bekannt, dass lokale Wissenschaftler, die beim Conicet, dem Rat für Wissenschaft und Technologie, tätig seien, eine Sojabohne entwickelt haben, die gegen Dürre eine grosse Widerstandsfähigkeit aufweist, und auch eine Kartoffelart, die gegen einen weit verbreiteten Virus immun ist. Dadurch sei Argentinien weltweit zum sechsten Land auf dem Gebiet der biotechnologischen Entwicklung aufgestiegen, zusammen mit den USA, Brasilien, Kuba, China und Indonesien.
***
Die Regierung hat in diesem Jahr bisher 2015 $ 2,5 Mrd. für staatliche Werbung bereitgestellt, 113% mehr als die $ 1,20 Mrd., die ursprünglich im Budget 2015 vorgesehen waren. Auch der Betrag, der für das Programm „Fussball für alle“ vorgesehen ist, wurde im Laufe dieses Jahres um 8,6% auf $ 1,77 Mrd. erhöht.
***
Die Deputiertenkammer hat am Dienstag das Regierungspojekt verabschiedet, das sich auf die Förderung der Jugend bezieht und die Schaffung fünf neuer staatlicher Ämter vorsieht. Jetzt muss das Projekt im Senat behandelt werden. Es handelt sich um eine weitere Erhöhung der Staatsausgaben, wobei auch die Gefahr besteht, dass die Regierung die neuen Beamtenposten mit Mitgliedern der Gruppe „La Cámpora“ besetzt.
***
Der Internationale Währungsfonds hat die Prognose für das Jahr 2016 für Argentinien revidiert und sieht einen Rückgang von 0,7% des BIP vor. Doch für 2015 hat der IWF seine Prognose nach oben revidiert und die BIP-Zunahme von 0,1% auf 0,4% erhöht. Die Regierung hat für 2015 eine BIP-Zunahme von 2,3% und für 2016 eine von 3% vorgesehen. Die CEPAL (Wirtschaftskommission der UNO für Lateinamerika) hat ihrerseits eine BIP-Zunahme von 1,6%, sowohl 2015 wie 2016, vorgesehen. Abgesehen davon sieht der IWF für dieses Jahr in Argentinien eine Inflation von 16,8% und für nächstes eine von 25,6% vor.
***
Die ZB erheilt bei ihrer Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag Offerten in Höhe von $ 8,12 Mrd., die praktisch alle angenommen wurden. Da Lebac für $ 10,13 Mrd. verfielen, verblieb eine monetäre Expansion von $ 2,01 Mrd. Lebac auf 98 Tage wurden zu 26,04% verzinst, auf 119 Tage zu 26,35%, und dann jeweils mehr bei längeren Fristen, bis zu 28,25% für 252 Tage. Lebac in Dollar wurden für u$s 220,1 Mio. ausgegeben, mit Zinsen von 3,2% bis 4,2%.
***
Die Gesamternte von Getreide und Ölsaaten erreichte in der Periode 2014/15 laut offiziellen Angaben 116 Mio. Tonnen, ein Rekord und 13% mehr als im Vorjahr, als es 103 Mio. t waren. Die Erntezahl wurde in den letzten Wochen mehrmals geändert, da sich immer neue Daten ergeben. Es ist auch jetzt keine genaue Zahl. Auf Sojabohne entfallen 60,4 Mio. Tonnen, 52% der gesamten Ernte und 15% mehr als im Vorjahr. Die Maisernte betrug 27 Mio. Tonnen, 7,1% mehr als im Vorjahr. Trotz dieses Rekords lagen die Exporte von Getreide und Ölsaat in 8 Monaten 2015 bei u$s 17,64 Mio. Tonnen, 11,1% unter der gleichen Vorjahresperiode, was vornehmlich auf niedrigee Weltmarktpreise, aber auch auf geringere Mengen zurückzuführen ist, weil viele Landwirte ihre Produktion, vornehmlich von Sojabohne, einbehalten und in grossen Kunststoffschläuchen lagern. Sie erwarten bei der nächsten Regierung bessere Preise, wegen Abwertung und Verringerung der Exportzölle. 53,4% der Exporte (in Mengen) entfielen auf diese Produkte ohne Verarbeitung, 7,8% auf Speiseöl, 38,5% auf Sojamehl u.dgl.
***
Die Bautätigkeit lag im August um 4,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Ab Februar betrugen die interanuellen Zunahmen monatlich zwischen 7% und 12,6%., wobei die ersten 8 Monate 2015 um 8,8% über dem Vorjahr lagen. August hatte eine geringe Zunahme als die Vormonate, weil es viel geregnet hat, was die Bautätigkeit stört.
***
Die argentinischen Exporte nach Brasilien lagen im September mit u$s 751 Mio. um 42,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Importe lagen jedoch mit u$s 1,09 Mrd. nur um 10% unter dem Vorjahr. Somit ergibt sich ein bilaterales Handelsbilanzdefizit für Argentinien von u$s 337 Mio., das sich mit einem Überschuss von u$s 99 Mio. im September 2014 vergleicht. In 9 Monaten 2015 betrug das Defizit für Argentinien u$s 1,82 Mrd., 378% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Die Exporte lagen in 9 Monaten mit u$s 7.98 Mrd. 25% unter dem Vorjahr, während die Importe mit u$s 9,80 Mrd. um 11% zurückgingen.
***
Die Löhne lagen durchschnittlich laut INDEC im August um 2,64% über Juli und um 29,6% über August 2014. Im privaten Bereich waren es 2,61% und 28,45%, bei einem Durchschnittslohn von $ 13.700. In der Schwarzwirtschaft waren es 1,39% und 31,6%., wobei der Durchschnittslohn auf $ 7.600 geschätzt wird. Im öffentlichen Bereich waren es 3,64% und 30,6%, bei einem Durchschnittsgehalt von $ 15.300. Es ist nicht normal, dass im Staat mehr verdient wird als in der Privatwirtschaft.
***
Greenpeace und 12 weitere Umweltorganisationen haben von der Regierung gefordert, dass sie den Bau der zwei grossen Kraftwerke (benannt Néstor Kirchner und Jorge Cepernik) am Fluss Santa Cruz, in der gleichnamigen Provinz, nicht in Angriff nimmt, bis die Umweltstudien vollendet worden sind. Die Staudämme würden den Fluss zerstören, und die Gletscher Perito Moreno, Upsala und Spegazzini gefährden. Es wäre auf alle Fälle sehr positiv, wenn die Arbeiten nicht begonnen werden, weil diese Kraftwerke ohnehin sehr unwirtschaftlich sind, was in absurd hohen Stromkosten zum Ausdruck kommt, die dann subventioniert werden müssen, was die Staatskasse belastet. Es gibt in Argentinien mehrere viel bessere Möglichkeiten für Wasserkraftwerke. Die nächste Regierung könnte dann den Bau der Wasserkraftwerke rückgängig machen.
***
Das Parlament der Provinz Chubut hat mit einer Mehrheit von 19 Deputierten die vorzeitige Verlängerung auf 30 Jahre der Erdölkonzession genehmigt, die die chilenische Enpag Sipetrol für das Gebiet Pampa del Castillo-La Guitarra hat. Die Firma verpflichtet sich, zusätzliche u$s 70 Mio. in der Entwicklung von drei Projekten für sekundäre Ausbeutung (durch Einspritzung von Wasser in das unterirdische Lager, so dass die verbliebenden Erdölbestände an die Oberfläche des Lagers rücken) zu investieren. Ausserdem sollen u$s 10 Mio. in Forschung investiert werden. Enap Sipetrol fördert gegenwärtig in Chubut 770 cbm pro Tag. Binnen 5 Jahren soll die Tagesförderung auf 1.000 cbm steigen.
***
Im September 2015 wurden 43.735 Motoräder in das offizielle Register eingetragen, 16% mehr als im August, aber 3,69% weniger als im September 2014, berichtet der Verband Mottos. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden.
***
Die Kapazität der Fabriken, die Ölsaaten verarbeiten und Speiseöl, Sojamehl u.dgl. erzeugen, ist in den letzten 20 Jahren um 257% gestiegen. 1995 betrug die Kapazität 58.000 Tonnen pro Tag, 2003 97.546 Tonnen und gegenwärtig 206.931 Tonnen. In den ersten 8 Monaten 2015 wurden 29,8 Mio. Tonnen Ölsaaten gemahlen, gegen 27,7 Mio. in der gleichen Vorjahresperiode.
***
Ab 2007, als Daniel Scioli als Gouverneur der Provinz Buenos Aires antrat, ist die Zahl der Angestellten der Provinzverwaltung um 52% auf 461.862 Personen gestiegen. In der gleichen Periode nahm die Zahl der Angestellten der Stadtverwaltung von Buenos Aires, unter Mauricio Macri als Stadtchef, um 5% auf 133.937 Menschen zu. Das schliesst jedoch die von ihm geschaffene Stadtpolizei und mehr Angestellte in Schulen und Hospitälern ein, während gleichzeitig in den Verwaltungsbereichen eine Abnahme stattfand. Während die qualitative Leistung von Schulen und Hospitälern in der Provinz unverändert mässig geblieben ist, hat sie in der Stadt unter Macri eine spürbare Verbesserung erfahren.
***
Im Mai 2003, als Néstor Kirchner als Präsident antrat, hatte der Senat ausser den 72 Senatoren 2.652 Angestellte. 2007 waren es 2.915, 2011 3.287, und jetzt sind es, unter Amado Boudou als Vorsitzender, 6.081 Angestellte geworden. Die Deputiertenkammer hat ausser den 257 Abgeordneten jetzt 5.554 Angestellte. Diese zahlreichen Parlamentsangestellten, die insgesamt 16.268 ausmachen, leisten effektiv kaum etwas.
***
Die monetäre Expansion, gemessen an der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) lag in 12 Monaten zum 25. September 2015 bei 35,17%, und das monetäre Agregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg um 35%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos nahmen in dieser Periode um 34,86% auf $ 1,15 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite stiegen um 30,51% auf $ 741,92 Mrd.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Müllverbrennungsanlagen gibt es nicht, Mülltrennung erst recht nicht. Mit einem Projekt zur Kompostierung von Grünabfällen soll in der Olympiastadt 2016, Rio de Janeiro, mit deutscher Hilfe ein umweltfreundlicherer Weg eingeschlagen werden. «Wir wollen zeigen, was man heute alles aus Abfällen machen kann», sagte der Geschäftsführer des Unternehmens AVG Köln, Christoph Busch, der Deutschen Presse-Agentur. Die AVG hat sich auf großtechnische Anlagenlösungen für Haus- und Sperrmüll, Bioabfall und Grünschnitt sowie Gewerbe- und Bauabfall spezialisiert. Das Pilotprojekt wird vom Bundesministerium für Entwicklungszusammenarbeit gefördert und soll dazu dienen, dass der Kompost der Landwirtschaft zugutekommt. Durch die teils unkontrollierten Deponien gelangen auch viele Schadstoffe in Flüsse und Gewässer der Olympiastadt. Im Rahmen der Städtepartnerschaft Rio-Köln findet derzeit die Messe Urban Tec in Rio statt. Veranstalter sind die Kölnmesse und die Fundação Getulio Vargas (FGV). Neben neuen Verkehrslösungen für die hoffnungslos im Stau steckenden 6,5 Mio. Einwohner besteht ein Fokus in Recycling- und Energiegewinnungsmöglichkeiten, wenn Abfälle besser genutzt werden, gerade in Städten mit immer knapperen Ressourcen. In Deutschland liegt die Recyclingquote für eine stoffliche oder energetische Verwertung von Abfällen bei rund 72%. Seit 2015 gibt es zudem für die Kommunen die Pflicht zur separaten Sammlung von Bioabfällen, auch um dadurch die Energiegewinnung in Biogasanlagen zu steigern. (dpa)
***
Die Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise, erricht in Venezuela im September 17% und in 12 Monaten 180%.
***
Die brasilianische Petrobras wird ihre geplanten Investitionen um u$s 11 Mrd. verringern, dieses Jahr von u$s 28 Mrd. auf u$s 25 Mrd., 2016 von u$s 27 Mrd. auf u$s 19 Mrd. Ausserdem sollen die Betriebsausgaben für 2015/16 um u$s 7 Mrd. verringert werden. Die Firma verhandelt seit Monaten über Änderungen der Kaufverträge mit Lieferanten. Ausserdem wurden Extrastunden gestrichen, Gehälter gekürzt und 5.000 vertraglich verpflichtete Mitarbeiter gestrichen.
***
Bolivienes Präsident Evo Morales erklärte, das Land werde 1.000 MW Strom nach Argentinien exportieren. Der interne Konsum beläuft sich auf 1.300 MW, wobei eine Reserve von 300 bis 400 MW besteht. Bolivien habe schon eine Investition von u$s 662 Mio. begonnen, um das Stromnetz mit Argentinien zu verbinden. Das umfasst 1.400 km neuer Stromkabel.
***
Das brasilianische Tourismusamt Embratur hat festgestellt, dass die Bestellung von Reisen nach Brasilien von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, gegenüber dem Vorjahr um ca. 50% gestiegen sind. Somit werden im kommenden Sommer mindestens 30% mehr argentinische Touristen erwartet. Brasilien ist wegen der Abwertung des Real gegenüber dem argentinischen Peso, von 31% in einem Jahr, viel billiger geworden. Ausserdem wurden die direkten Flüge zwischen beiden Ländern auf 258 wöchentlich erhöht. 2014 reisten 1,75 Mio. Personen von Argentinien nach Brasilien, und dieses Jahr können es bis zu 2,5 Mio. sein.
***
Geschäftsnachrichten
Albanesi
Dieser Konzern, die vornehmlich Wärmekraftwerke betreibt, kündigte Investitionen in Höhe von u$s 250 Mio. in vier Werken an, die sich jeweils in Córdoba, Santiago del Estero, La Rioja und Rio Negro befinden. Insgesamt soll die Kapazität um 230 MW erhöht werden. Das Kraftwerk in General Roca, Provinz Rio Negro, schliesst auch eine Wasserleitung von 20 MW ein.
Howard & Johnson
Diese internationale Hotelkette hat in der Stadt Neuquén ein neues Hotel von 55 Zimmern eingeweiht. Geschäftsführer Alberto Albamonte (ehemaliger Ucedé-Deputierter) wies darauf hin, dass dieses Hotel das einzige sei, das in der Nähe des Flugplatzes liege. Tourismusminister Enrique Meyer war auch anwesend, und wies darauf hin, dass die Zahl der Hotels im ganzen Land von 2003 bis 2013 um 75% gestiegen sei, mit 46% mehr Betten.
Cerámica Alberdi
Diese Firma der Keramikindustrie gab eine Investition von $ 400 Mio. bekannt, die in der Erweiterung der Fabrik in José C.Paz besteht, wo jetzt bestimmte Arten von Fliessen („porcelanatos“) erzeugt werden sollen. Der Vorstandspräsident Enrique Gatti Rapallini erklärte, die Produktion werde im August 2016 aufgenommen, mit 120 zusätzlichen Arbeitskräften, wobei die Kapazität der neuen Anlage bei 450.000 qm Fliessen liegt. Mit dieser Produktion werden Importe aus Brasilien, Italien und China für u$s 12 Mio. pro Jahr ersetzt. Alberdi versorgt nicht nur den Binnenmarkt, sondern exportiert nach 30 Ländern, besonders Chile, Uruguay, Paraguay, USA, Grossbritannien, Venezuela und Guatemala.
BRF-Molinos Rio de la Plata
Das brasilianische Nahrungsmittelunternehmen BRF hat von der lokalen Molinos Rio de la Plata die Marken Vienissima und Good Mark (Würste) und Manty und Delicia (Margarine) gekauft. BRF hat Fabriken in Brasilien, Argentinien, Grossbritannien, den Niederlanden und den arabischen Emiraten, und exportiert an über 100 Länder. Die gesamte Belegschaft übersteigt 100.000 Menschen. 2014 wies das Unternehmen einen weltweiten Umsatz von u$s 11,3 Mrd aus. In Argentinien ist die Firma seit 1992 tätig, zunachst nur als Importeur über die Tochtergesellschaft Sadia, bis sie 2011 die Gruppe Danica (Margarine und Zutaten) und einen Teil von Avex (Geflügel) kaufte. 2012 kaufte sie Quickfood, die 17.500 Tonnen Nahrungsmittel monatlich erzeugt und 2.500 Arbeitnehmer beschäftigt.
Nextel
Nachdem die Clarín-Gruppe 49% des Kapitals dieses Mobiltelefonunternehmens übernommen hat, hat die Regierung als Repressalie dem Unternehmen mehrere Frquenzen entzogen, unter dem Vorwand, dass die entsprechenden Zuteilungen und Bewilligungen abgelaufen seien. Der Beschluss des Amtes für Informatik und Fernverbindungen Aftic, das vom ultrakirchneristen und Mitglied von „La Cámpora“ Norberto Berner geleitet wird, wurde nur von drei Vorstandsmitgliedern verabschiedet. Die Anwälte von Nextel arbeiten jetzt an einer Eingabe bei der Justiz, um die Frequenzen wieder zu erhalten.
GlaxoSmithKline
Dieses weltweit führende Pharmaunternehmen hat u$s 11 Mio in die Erweiterung ihrer Fabrik im Vorort San Fernando investiert, um das Produkt Corega, eine Paste, die für die bessere Anpassung von Zahnprothesen bestimmt ist, in Argentinien zu erzeugen. Das soll Importe von u$s 2 Mio jährlich sparen, und Exporte nach Südamerika von bis zu u$s 4 Mio jährlich herbeiführen, gab der lokale Geschäftsführer der Konsumabteilung von GSK, Diego Gonzalez Monin, bekannt. GlaxoSmithKline ist ein britisches Unternehmen, das in 130 Ländern anwesend ist und einen weltweiten Jahrsumsatz von ca. u$s 40 Mrd aufweist. In Argentinien ist die Firma mit den Pharmaprodukten Alikal, Hinds, Ibuevanol, Sensodyne und Paradontax präsent.
Interfinanzas
Der Bauunternehmer Fabio Calcaterra, Vetter von Mauricio Macri, hat die Bank Interfinanzas von Miguek Angelino und José Gonzalez de la Fuente für u$s 15 Mio bis u$s 20 Mio gekauft. Jetzt fehlt noch die Zustimmungen der Zentralbank. Interfinanzas hat Aktiven in Höhe von $ 160 Mio und ein Vermögen von $ 76 Mio. Die Bank ist sehr klein; doch da die ZB keine neuen Banken genehmigt, ist dies eine gute Gelegenheit, um in das Bankgeschäft einzusteigen.
Zanella
Diese lokale Motorradfabrik hat jetzt ihr neuestes Modell, benannt „ZR 250 Edición Fiambalá GTA“ vorgestellt. Fiambalá ist ein Dorf in der Provinz Catamarca, wo anlässlich der internationalen Tourismusmesse der Unterstaatsekretär des Tourismusministeriums, Alejandro Schiavi, die Zanella-Direktorin Cecilia Fraire, die Tourismussekretärin von Catamarca, Natalia Ponferrada und der Tourismusdirektor von Fiambalá, Davir Cabrera, anwesend waren. Das neue Motorrad zählt mit einem Vierzilindermotor von 249 cbcm und einer Leistung von 21 PS, mit fünf Fahrgängen. Es kann eine Höchstgeschwindigkiet von 140 Km pro Stunde erreichen. Die Firma Zanella ist seit 1948 in Argentinien tätig, und Ende 1950 erzeugte sie schon die ersten Einhieten im Land. Gegenwärtig ist die Firma auf dem Gebiet der Motorräder führend, mit ca. 50 Modellen. Das Unternehmen hat vier Fabriken, eine im Vorort Caseros, eine weitere in Mar del Plata, eine in San Luis und eine in Cruz del Eje, Provinz Córdoba.
Wirtschaftsübersicht
Die Wirtschaft im Zeichen der Politik
Die öffentliche Diskussion von fünf oppositionellen Präsidentschaftskandidaten, die am Sonntagabend in der Rechtsfakultät stattfand, dürfte kaum einen Einfluss auf die Wähler gehabt haben, umso mehr als der Regierungskandidat Daniel Scioli abwesend war. Die Kandidaten haben zu allerlei Themen Stellung bezogen, besonders persönliche Sicherheit, Drogenhandel und Erziehung, jedoch nicht zur schwierigen wirtschaftlichen Lage, mit der die neue Regierung von Anfang an fertig werden muss. Über die tiefe Zahlungsbilanzkrise, das untragbar hohe Defizit der Staatsfinanzen, die Notwendigkeit der Verringerung der Staatsausgaben, und die schwierige Energieproblematik, kein Wort.
Die Präsidentin Cristina Kirchner sprach gleich am Montag in Tecnópolis, mit Daniel Scioli neben ihr, und das wurde im Fernsehen übertragen. Wieder hat sie die obligatorische Übertragung durch alle offenen Kanäle für die politische Kampagne eingesetzt, was gesetzlich nicht zulässig ist. Sie hat dabei Scioli eine totale Rückendeckung gegeben, wohl um seine Abwesenheit beim Gespräch der Präsidentschaftskandidaten auszugleichen. Dabei vertrat sie die These, dass ihre Regierung ihrem Nachfolger eine blühende Lage hinterlässt und nicht, wie es ständig behauptet werde, eine schwierige Erbschaft. Sie wiederholte dabei ihre Darstellung des Abbaus der Staatsschuld, besonders der Devisenschulden und hob die hohen Investitionen zur Erneuerung der Eisenbahnen und auch in Strassen hervor. Dass sich die Kirchner-Regierungen erst nach dem schweren Unfall im Bahnhof Once, also nach acht Jahren Amtszeit, ernsthaft mit den Eisenbahnen befassten, erwähnte sie vorsichtshalber nicht. Sie stellte eine Erweiterung der Strasse „General Paz“, die die Bundeshauptstadt von der Provinz Buenos Aires trennt, als die bedeutendste Investition in dieser Strasse hin, was nicht stimmt. Unter Menem wurde die „General Paz“ völlig erneuert, mit einer viel höheren Investition, ebenso die Nordautobahn.
Für die Wähler geht es bei den Wahlen am 25. Oktober und womöglich die folgende Zweitwahl zwischen Scioli und Macri vornehmlich um die Alternative der Fortsetzung der gegenwärtigen Politik durch Scioli gegen eine viel bessere Verwaltung, wie sie Macri in der Bundeshauptstadt vorzeigen kann. Für die Regierungspartei stimmen zunächst die vielen Menschen, die direkte Subventionen von der Regierung erhalten, plus diejenigen, die einen Arbeitsplatz in der öffentlichen Verwaltung erhalten haben, und befürchten, ihn bei einem Regierungsgwechsel zu verlieren, plus andere, die aus verschiedenen Gründen keine Änderung wollen, wie Industrieunternehmer, die eine Öffnung fürchten und andere, die die Fortsetzung des Statu quo einer ungewissen Zukunft bevorzugen. Viele halten auch das Märchen („el relato“), das CFK meisterhaft vorträgt, für eine Darstellung der Wirklichkeit, was es gewiss nicht ist. Die meisten dieser Wähler sind sich nicht der Tatsache bewusst, dass die Wirtschaftspolitik der Kirchners sich totgelaufen hat, und die wirtschaftliche Wirklichkeit jetzt eine grundsätzliche Änderung bedingt. CFK stellt die Dinge so dar, dass bei einer Regierung von Macri eine brutale „Anpassung“ (auf spanisch „ajuste“) kommt, die der Bevölkerung grossen Schaden zufügt, während dies bei Scioli ausbleiben würde. In Wirklichkeit ist es jedoch so, dass die unangenehme Korrektur auf alle Fälle kommt, weil sie objektiv durch die kritische wirtschaftliche Lage bedingt ist. Die Frage ist nur, ob die kommende Regierung dies in geordneter Form vollzieht, so dass das Opfer für die Bevölkerung so weit wie möglich beschränkt wird, oder ob es unordentlich geschieht, wie es voraussichtlich der Fall sein wird, wenn eine Regierung von vorne herein davon ausgeht, dass das Problem nicht besteht. Scioli, der im Grunde ein Pragmatiker ist, dürfte in dieser Hinsicht wohl nicht mit CFK einig gehen. Seine Wirtschaftsberater, Mario Blejer und Miguel Bein, dürften ihm dieses Thema eingehend erklärt haben. Aber das ideologische Erbe von CFK wirkt dennoch störend für ihn, ebenso die Präsenz vieler Ultrakirchneristen im Parlament.
Für die Koalition Cambiemos, geführt von der Macri-Partei PRO, spricht an erster Stelle die gute Stadtverwaltung, die Macri vorweisen kann: die Qualität der öffentlichen Erziehung wurde spürbar verbessert, wogegen in der Provinz Buenos Aires unter Scioli kein Fortschritt zu verzeichnen ist. Der Metrobus stellt eine wesentliche Verbesserung des öffentlichen Personentransports dar, die Unterführungen an verschiedenen Eisenbahnstrecken erleichtern den Verkehr, die Überschwemmungen in verschiedenen Gegenden der Stadt, die bei starkem Regen regelmässig eintraten, sind durch neue Abwassersysteme überwunden worden, die Hospitäler der Stadt wurden verbessert (und betreuen auch viele Menschen, die in der Provinz wohnen, wo es auch Hospitäler gibt), einige der prekären Stadtviertel wurden schon in die Stadt integriert, mit Strassen und öffentlichen Diensten, und die persönliche Sicherheit wurde durch die Schaffung der eigenen Polizei verbessert. Auf sämtlichen Gebieten weist die Macri-Verwaltung grosse Fortschritte aus. Viele Menschen, die aus dem Landesinneren kommen, wollen, dass auch bei ihnen so verwaltet wird. Und noch viele mehr, wollen, dass dieser Pragmatismus, bei dem gute Verwaltung und nicht leere Ideologien im Vorgergrund steht, auf nationaler Ebene eingeführt wird.
Ebenfalls geht es bei Macri um die Wiederherstellung des Rechtsstaates, mit einer unabhängigen Justiz, ohne deren Politisierung, wie es unter den Kirchners die Regel war, auch ohne rückwirkende Anwendung von Gesetzen und auch ohne den Verfolgungsgeist, der bei den Kirchners stets präsent war. Und selbstverständlich steht bei vielen das Thema Korruption im Vordergrund, nachdem die Kirchners in dieser Beziehung alles, was es bisher gab, um das hunderfache übertroffen haben. Was man Macri in dieser Beziehung vorwerfen kann, mutet dabei wie ein Butterbrot an.
Wirtschaftsübersicht
Die ZB-Reserven nach der Zahlung des Boden 2015
Am Montag hat die Regierung, wie versprochen, die letzte Quote der 2010 ausgegebenen Bonds Boden 2015, in Höhe von u$s 5,9 Mrd. gezahlt. u$s 5,7 Mio. entfielen auf Kapital und u$s 200 Mio. auf Zinsen. CFK erklärte bei ihrer Fernsehansprache vom Montag, damit sei das letzte Kapitel der grossen argentinischen Staatsverschuldung abgeschlossen worden. Damit wollte sie wohl sagen, dass jetzt nur noch Staatsbonds verzinst und amortisiert werden, die bei den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 ausgegeben wurden. Vom Gesamtbetrag wurden u$s 3,5 Mrd. über die Verrechnungsstelle Euroclear an Inhaber gezahlt, die im Ausland wohnhaft sind. Der Rest wurde an lokale Inhaber gezahlt, die zum Teil den Dollarbetrag bei einer Bank deponierten, so dass er dann wieder zu den ZB-Reserven gezählt wird, oder ihn in Bardollar behielten oder ins Ausland überwiesen. Somit gingen die Reserven insgesamt um u$s 4,74 Mrd. auf u$s 27,71 Mrd. zurück. Schon am Donnerstag der Vorwoche waren die Reserven um u$s 715 Mio. zurückgegangen, nachdem die Provinzverwaltung von Buenos Aires einen Dollarbond in dieser Höhe zahlte.
Von den Reserven muss man jedoch folgende Beträge abziehen, die nicht auf dem Markt eingesetzt werden können, um den Kurs zu halten, so dass sie nicht echt sind:
- 11 Mrd., die auf das Swap-Geschäft mit China entfallen, die nur für Zahlungen an Lieferanten und Gläubiger aus jenem Land eingesetzt werden können. Die Regierung verhandelt gegenwärtig, um den Betrag um weitrere u$s 2 Mrd. zu erhöhen.
- u$s 2,5 Mrd. entfallen auf eine Zahlung an Bondsinhaber, die jedoch vom US-Richter Griesa nicht zugelassen wurde, so dass der Betrag einstweilen eingefroren ist.
- Hinzu kommt dann noch der Betrag der Pflichtreserven und der nicht für Kredite eingesetzten Dollardepositen bei lokalen Banken, plus dem Betrag, der für den Kauf von Cedin-Zertifikaten aufgewendet und noch nicht abgehoben wurde;
- Schliesslich kommen noch Kredite der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und der Bank von Frankreich hinzu, die auch nicht effektiv eingesetzt werden können. Da die Beträge, um die es hier geht, von der ZB nicht bekanntgegeben werden, kann man sie nur schätzen.
Die effektiven ZB-Reserven dürften somit irgendwo zwischen u$s 5 und u$s 10 Mrd. liegen, was gewiss nicht sehr viel ist. Was die ZB schon jetzt Importeuren schuldet, deren Überweisungen sie verzögert, zu denen noch einbehaltenen Dividendenüberweisungen kommen, ist schon viel mehr als die effektiven ZB-Reserven. Und wenn man noch die Beträge hinzuzählt, die für Importe beantragt wurden und vom Handelssekretariat nicht abgefertigt wurden, muss man noch mindestens u$s 10 Mrd. hinzuzählen. Unter normalen Umständen, wenn also all diese illegalen Überweisungsverbote (die in keinem Gesetz vorgesehen sind) nicht bestünden, hätte die ZB ein enormes Reservendefizit.
Zunächst hiess es, Wirtschaftsminister Kicillof wolle den Inhabern der Boden 2015 einen Tausch durch einen neuen Bond anbieten. Das wurde jedoch fallen gelassen, angeblich um zu zeigen, dass die ZB über die Dollar für die Zahlung effektiv verfügte. Doch noch in dieser Woche hat die Regierung jetzt eine neue Serie von Bonar 2020 für u$s 669 Mio. untergebracht, weit unter den erwarteten u$s 1,5 Mrd. und nicht weit über dem festgesetzten Mindestbetrag von u$s 500 Mio. Davon wurden nur u$s 250 Mio. von privaten Sparern gezeichnet, und der Rest von der ANSeS. Die Titel von u$s 100 Nennwert wurden zu u$s 92,20 untergebracht, so dass der nominelle Zinssatz von 8% eine Rendite von 9,21% ergibt, mehr als doppelt so viel wie andere lateinamerikanische Staaten unlängst gezahlt haben. Das ist der Preis, den Argentinien für die Beibehaltung des Konfliktes mit den Holdouts und den Klägern beim Weltbankschiedsgericht ICSID zahlt. Und es ist nicht der einzige Preis.
Ausserdem wurden zwei weitere Bonds ausgegeben, die 2017 verfallen: u$s 500 Mio. entfallen auf Bonad und u$s 3 Mrd. auf Bonar. Diese Emissionen kommen zu den $ 69,8 Mrd. hinzu, die die Regierung dieses Jahr schon untergebracht hat. Ein Teil der Neuverschuldung lautet auf Pesos, ein anderer auf Dollar und ein weiter auf Pesos, die jedoch zum offiziellen Wechselkurs berichtigt werden („dollar linked“). Im letzten Quartal 2015 kommt dann noch eine weitere Neuverschuldung hinzu, um das hohe Defizit der Staatsfinanzen zu decken. Man müsste dabei noch die Verschuldung der Zentralbank über Lebac und Nobac hinzufügen. Wenn CFK somit von der erfolgreichen Entschuldungspolitik der K-Regierungen spricht, was ein Euphemismus für den Default ist, so muss man bemerken, dass dies jetzt nicht mehr stimmt.
Wirtschaftsübersicht
Eine schlechte internationale Lage für Argentinien
Die Weltwirtschaft hat sich im letzten Jahr, und auch schon vorher, ungünstig für Argentinien entwickelt, und das wirkt sich auch intern aus. Die Commodity-Preise haben sich gemäss dem Bloomberg-Index, der sich auf 22 Produkte bezieht, ab 2011 halbiert und liegen wieder auf dem Stand von 1999. Die Zeiten, in denen Sojabohne über u$s 500 pro Tonne gehandelt wurde, sind einstweilen vorbei. Jetzt sind es fast u$s 200 weniger. Argentinien exportiert zu über zwei Dritteln Commodities und Industrieprodukte, die mit landwirtschaftlichen Rohstoffen hergestellt werden, wie Speiseöl und Sojamehl, deren Preise sich im Verhältnis zu ihren Rohstoffen entwickeln.
Doch die Baisse betrifft auch Erdöl und metallische Erze, die Argentinien auch erzeugt und exportiert, an erster Stelle Kupfererz, und auch Gold. Bei Erdöl hat der Preisrückgang zwar eine positive Wirkung auf die Handelsbilanz, da mehr importiert als exportiert wird, wobei auch der Preis für das importierte Gas im Verhältnis zum Erdöl festgesetzt wird. Doch bei diesem Erdölpreis ist die Ausbeutung des Schiefergas- und Erdöllagers Vaca Muerta unwirtschaftlich. Denn man darf nicht vergessen, dass sich das Lager in 3.000 Metern Tiefe befindet, während die der USA nur 1.000 Meter tief liegen. Und auch so geht die Rechnung dort nicht auf. Bei zunehmender Tiefe steigen die Kosten exponentiell. Unter u$s 80 Dollar pro Barrel ist nicht daran zu denken, dass hier Geld investiert wird, abgesehen von einzelnen Fällen von geringer Bedeutung, die schon vorher eingeleitet worden waren.
Man muss wieder intensiv nach konventionellen Erdöl- und Gasvorhaben suchen. Doch auch diese sind zum Teil nur mit einem hohen Preis sinnvoll, vornehmlich die, die sehr tief liegen. Der niedrige Erdölpreis führt auch dazu, dass bestimmte Erdölstaaten, die Nahrungsmittel in hohem Umfang importieren, besonders Getreide, weniger von Argentinien kaufen.
Unter diesen Umständen haben der zurückgebliebene Wechselkurs und die hohen Exportzölle eine verstärkte Wirkung. Wenn der internationale Preisrückgang jedoch intern durch Abwertung und Verringerung, eventuell Abschaffung, der Exportzölle ausgeglichen wird, dann verlagert sich der Einkommensverlust auf die nicht landwirtschaftliche Bevölkerung, so dass auch der Reallohn sinkt. Und das führt zu sozialen Konflikten. Die kommende Regierung steht somit von Anfang an vor einem schwierigen Problem.
Doch nicht genug damit, befinden sich auch Staaten, die für Argentinien als Handelsparnter wichtig sind, in einer Krisensituation. Brasilien, das für bis zu einem Viertel des argentinischen Aussenhandels verantwortlich ist, erlebt eine schwere Krise, mit einem BIP-Rückgang von mindestens 2% in diesem Jahr, und einer Abwertung von über 30% gegenüber dem argentinischen Peso in einem Jahr. Kein Wunder, dass die bilaterale Handelsbilanz dabei für Argentinien stark negativ wurde. Viele argentinische Exportprodukte sind jetzt in Brasilien einfach zu teuer geworden. Und bei Fahrzeugen, wo die Wirkung des Wechselkurses eventuell im Rahmen des kompensierten Austausches ausgeglichen wird, ist der brasilianische Markt eben geschrumpft.